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J. Grundlagen 

A. Politisches und Fachliches 

41 1. Volksslimmung 

Nach der bedingungslosen Kapitulation vom 9. 5. 1945 
ruhte die Staatshoheit Deutschlands. Die Reichsregierung 
wirkte nicht mehr. Die Führung des deutscllen Straßenwe­
sens durch den Generalinspektor, der für die Planung der 
Reichsautobahnen und für die Wahrung der Einheitlichkeit 
beim Neu- und Ausbau des Straßennetzes in dem Umfange 
aller dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 'Wege (7. 8. 1933) 
und für die aus der Motorisierung des Verkehrswesens sich 

3 ergebenden einschlägigen Fragen (3. 10. 1934) bestellt war, 
hörte auf. Die Verwaltung des deutschen Gebietcs östlich 
der Oder-Neiße-Linie wurde von Polcn übernommen, mit 
Ausnahme des nordöstlichen Teiles, dessen Verwaltung an 
Rußland überging. Das Gebiet westlich der Oder-Neiße-Linie 
besetzten die USA, England, Frankreich und die UdSSR, wo­
bei Berlin in vier Sektoren und das übrige Deutschland in 
vier Besatzungszonen geteilt wurde. Nach der Erklärung 
vom 5. 6. 1945 übernahmen die Besatzungsmächte die ober­
ste Regierungsgewalt in Deutschland einschließlich aller Be­
fugnisse der deutsrnen Regierungen, Verwaltungen oder Be­
hörden der Länder, Städte oder Gemeinden. In jeder Zone 
wie in jedem Sektor Berlin..s übte der Befehlshaber der Be­
satzungsmarnt die st<J.atlirne Gewalt aus. Die Befehlshaber 
trafen sich für gemeinsame Angelegenheiten im Kontroll ­
rat der Besatzungszonen und für Berlin in der Kommandan­
tur. Kontrollrat und Berliner Kommandantur hatten keine 
Befugnisse zu Anweisungen an die Befehlshaber der einzel­
nen Besatzungsgebiete. Der Kontrollrat der Zonen ist zum 
letzten Male am 20. 3. 1948 zusammengetreten. Die Kom­
mandantur von Berlin tagt seit der Berliner Blockade von 
1948 nur als Gremium der drei westlichen Kommandanten. 

Viele Produktions- und Wohnstätten lagen in Trümmern, 
Brücken und Verkehrsanstalten waren zerstört. Enttrümme­
rung und Aufbau begannen von der Gemeinde und vom 
einzelnen her aus eigener Kraft, ohne Lenkung von oben. 
Die he lfende Staatsgewalt fehlte. Das Bewußtsein der Staats­
einheit schwand. Dazu kam die Erleichterung von dem Drucke 
des mit dem Führerprinzip und dem Totalitätswillen arbei­
tenden nationalsozialistischen Staates. Führerprinzip und 
Totalitätswillen hatte das nationalsozialistische Regime mit 
dem Mantel der Legalität zu umkleiden begonnen durch das 
vom Reichstag unter Aussperrung des linken Flügels und 
unter Nötigung anderer Parteien in der Potsdamer Friedens­
kirrne beschlossene Ermächtigungsgesetz vom 24. 3. 1933. 
Narndem Ermächtigungsgesetz durften Reichsgesetze außer 
dem in der Weimarer Verfassung vorgesehenen Verfahren 
auch durch die Reichsregierung besdllossen werden. Dies 
galt auch ausdrücklich für die Feststellung des Haushalts­
planes und für die Beschaffung von Geldmitteln im Wege 
des Kredites, wobei auch die in der Weimarer Verfassung 
vorgesehene Beschränkung, daß Kredite in der Regel nur 
zu Ausgaben für werbende Zwecke verwendet weTden 
dürfen, aufgehoben wurde. Zusammenfassenden Ausdruck 
fand das nach 1933 in Erlassen, Verordnungen und Gesetzen 
auf allen Gebieten des Lebens durchgeführte Führerprinzip 
in dem Reichstagsbeschluß vOm 26. 4. 1942 über die allge­
meine, totale und militärisclw Rechtsstellung des Führers. 

In der Selbstverwaltung waren in den Gemeinden, den 
Kreisen und den Provinzen aus den beschließenden Organen 
beratende Organe der Amtsleiler geworden. Die Ministerien 
der preußisrnen Staatsregierung waren mit den Reichsmini­
sterien vereinigt, in den Ländern waren Reichsstatthalter 

bestellt, welche die Aufgabe hatten, für die Beobachtung 
der vom Führer aufgestellten Rirnllinien der Politik zu sor­
gen. Die Länderminister wurden vom Führer ernannt. Die 
Länder wurden gleichgesrnallet durch das Gesetz vom 31. 3. 
1933. Es verlieh den Länderregierungen die gleichen Befug­
nisse für die Landesgesetzgebung, die das Ermächtigungs­
gesetz vom 24. 3. 1933 dem Führer gegeben hatLe. Die Län­
derbehörden wurden durch das Gesetz vom 5. 7. 1939 zur 
Vereinheitlichung des Behördenaufbaues zugleich Reichs­
behörden. Die Beamten der Länder wurden unmittelbare 
Reichsbeamte. 

Das Gesetz vom 30. 1. 1934 über den Neuaufbau des Rei­
ches bestim mte, daß die Hoheitsrechte der Länder auf das 
Reim übergingen, und daß die Landesregierungen der Reichs­
regierung unterständen, und die Vertretung der Länder beim 
Reich fortfalle und die Volksvertretungen der Länder auf­
gehoben würden. 

Die Grenzzeichen der Länder wurden an vielen Stellen 
von der Bevölkerung niedergelegt. Gegen diese Durrnfüh­
rung des Führerprinzips, des Totalitätsanspruches und der 
Vereinheitlichung von der Spitze des Reiches bis in die Ge­
meinde erhob sich nach dem Zusammenbruch wieder im 
Volke, der \<Ville nach politischer Freiheit, nach Selbstver­
waltung der eigenen Angelegenheiten und nach Mitbestim­
mung am staatlichen Leben. Er fand in der Notwendigkeit 
des Aufbaues von unten seine Unterstützung und sah in 
den Erfolgen seine Berechtigung. 

2. 	 Erwägungen bei Ländern und Besatzungsmächten 
Die Volksstimmung formte sidl bei den Ländern zum Ho­

heitsstreben. In gleicher Richtung lagen die Gedanken der 
Besatzungsmächte in ihrem Gebiet, wenn sie auch anderen 
Motiven entsprangen. Sie wurden bestimmt von der Uber­
zeugung, daß dem deutschen Volke durcll Einridllungen, die 
den Besatzungsmächten in ihren Heimatländern vertraut und 
lieb geworden waren, Gesundung von nationalsozialistischer 
vVeltanschauung gebracht werden solle, aber auah von dem 
Bestreben, eine überragende Machtentwicklung zu verhin­
dern durch Aufschnürung des von Hitler geschaffenen fa­
schistischen Bündels. Das entwickelte sirn in den vier Besat­
zungszonen verschieden. In Bayern wurde im Mai 1945 ein 
Ministerium gebildet. Baden-Württemberg und Hessen fol ­
ten. Damit waren die Länder in der amerikanischen Zone 
errichtet. Sie erhielten im nächsten Jahre Verfassungen. In 
der britischen Besatzungszone wurden im Herbst 1946 die 
Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen durch Zusammen­
fassung der Provinz Hannover mit den Ländern Braunscbweig, 
Oldenburg und Schaumburg-Lippe sowie das Land N ord­
rhein-Westfalen aus der früheren preußischen Provinz 
Westfalen und dem nördlichen Teil der früheren Rhein­
provinz gebildet. Verfassungen erhielten die Länder in den 
Jahren 1950 bis HJ52. Die französische Besatzungszone um­
faßte den Süd teil von Baden-\<Vürttemberg und Rheinland­
Pfalz. Sie erhielten Verfassungen im Jahre 1947. Pre ußen 
wurde durch Kontrollratsbeschluß vom 25. 2. 1947 aufgelöst. 
Hamburg und Bremen wurden Länder. In der sowjetisrnen 
ßesatzungszone entstanden aus den früheren preußisrne n 
Provinzen Brandenburg, Pommern, Schlesien und Sarnsen, 
soweit sie westlirn der Oder-Neiße-Linie lagen, die Länder 
Thüringen, Sachsen, Sadlsen-Anhalt, Brandenburg und M eck­
lenburg, die im Jahre 1947 Verfassungen erhielten. Bei Bil­
dung der Deutschen Demokratischen Re publik im J hre 
1949 wurden aus diesen Ländern Bezirke. 
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